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1. Neuer Tarifvertrag fiir Studierende im dualen Hebammenstudium
im offentlichen Dienst (TVHOAD)

Die Tarifvertragsparteien haben rickwirkend zum 01.01.2022 einen Tarifvertrag fir Studie-
rende in einem dualen Hebammenstudium (TVHGD) eingefuhrt.

Der Tarifvertrag findet ausschlielich auf Studierende Anwendung, die auf der Grundlage des
Hebammengesetzes mit Krankenhdusern einen Studienvertrag zur akademischen Hebam-
menausbildung fur die Teilnahme an einem dualen Hebammenstudium schlief3en. Zusatzlich
legt § 1 TVHGD fest, dass es sich bei dem Krankenhaus um ein Krankenhaus handeln muss,
das Mitglied eines Mitgliedsverbandes der VKA ist und an den Tarifvertrag des 6ffentlichen
Dienstes fur den Bereich der kommunalen Krankenhauser gebunden ist.

In § 20 TVHGD ergibt sich fur die Studierenden ein Anspruch auf eine zusatzliche Altersver-
sorgung Uber den Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K).

Somit unterliegen diese Studierenden grundsatzlich der Versicherungspflicht in der Zusatz-
versorgung, es sei denn, es besteht eine Ausnahme von der Versicherungspflicht.

Das gezahlte Studienentgelt ist nach § 9 Abs. 2 TVHGAD zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

2. Uberarbeitung der Informationsbliitter

Auf der Homepage der ZVK stehen flir Versicherte und Mitglieder zahlreiche Informationsblat-
ter zum Download bereit. Zwei davon haben wir jetzt erneuert und stellen sie lhnen nachfol-
gend vor:

Informationsblatt - Beendigung der Pflichtversicherung

Dieses Informationsblatt richtet sich an Versicherte, die in der Pflichtversicherung abgemeldet
werden, weil ihr Beschaftigungsverhaltnis bei einem ZVK-Mitglied endet. Arbeitgeber kénnen
dieses Blatt ihren ausscheidenden Beschéaftigten aushandigen. Die Versicherten erhalten auf
einen Blick eine Ubersicht tber ihre Handlungsoptionen (freiwillige Fortsetzung, Ubertragung
der Anwartschaft zu anderen Zusatzversorgungseinrichtungen, Rentenbeantragung etc.) und
alles Wissenswerte rund um die Abmeldung bei der ZVK. Erneuert wurde hier insbesondere
der Passus zur Wartezeit, hier kann nun abweichend von der Wartezeit von 60 Kalendermo-
naten auch schon eine Wartezeit von 36 Kalendermonaten fur einen Rentenbezug ausreichen,
wenn bestimmte Voraussetzungen erfilllt sind.

Informationsblatt - nicht gesetzlich Rentenversicherte

Dieses Informationsblatt richtet sich an Versicherte die entweder berufsstandisch (Arzte-, Apo-
theker-, Architektenversorgung etc.) oder freiwillig in der gesetzlichen Rentenversicherung
versichert sind. Da der Beginn der Rentenzahlung in der ZVK grundsatzlich an den Rentenbe-
zug in der gesetzlichen Rentenversicherung gekoppelt ist, gibt es flir den Personenkreis der
nicht gesetzlich Rentenversicherten einige Besonderheiten zu beachten. Dies betrifft insbe-
sondere den Zeitpunkt des Rentenbeginns. Erneuert wurde hier auch der Passus zur Warte-
zeit.


https://www.kvsa-magdeburg.de/output/download.php?fid=3665.46.1.PDF
https://www.kvsa-magdeburg.de/output/download.php?fid=3665.47.1.PDF

3. Versand der Versicherungsnachweise

Im Mai 2022 erfolgt der Versand der Versicherungsnachweise fur die Pflicht- und Freiwillige
Versicherung fur das Beitragsjahr 2021. Hierdurch werden die Versicherten Uber die im Jahr
2021 erworbene Anwartschaft und den Gesamtstand ihrer Anwartschaft auf Betriebsrente in-
formiert.

Im Versicherungsnachweis der Pflichtversicherung wird den Versicherten auch das vom Ar-
beitgeber gemeldete zusatzversorgungspflichtige Entgelt aus 2021 mitgeteilt. Sind die Versi-
cherten mit der Hohe des gemeldeten Entgeltes nicht einverstanden, haben sie 6 Monate Zeit,
dies gegenuber ihrem Arbeitgeber zu beanstanden. AuRerdem wird im Versicherungsnach-
weis der Pflichtversicherung die Anzahl ihrer zuriickgelegten Monate flir die Wartezeit aufge-
fuhrt.

Wurden in 2021 individuell versteuerte Beitrage fur die Altersversorgung geleistet, kdnnen die
Versicherten hierfur staatliche Riester-Zulagen beantragen. Falls der ZVK hierzu noch kein
Dauerzulagenantrag der Versicherten vorliegt, wird fur das Jahr 2021 ein Zulagenantrag Uber-
sandt. Die Frist zur Beantragung der Zulagen fur das Jahr 2021 endet am 31.12.2023. Voraus-
setzung fur die Gewahrung der Zulagen ist aulRerdem, dass die Versicherten zum férderfahi-
gen Personenkreis der Riester-Rente gehoren (= Versicherung in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung). Berufsstéandisch Versicherte (z. B. Arzte, Apotheker, Rechtsanwalte etc.) gehdren
nicht zum férderfahigen Personenkreis und kdnnen daher keine Riester-Zulagen beantragen.

Aulerdem erhalten die Versicherten eine Bescheinigung nach § 92 EStG, wenn im Jahr 2021
individuell versteuerte Beitrage geleistet oder Riester-Zulagen geflossen sind oder diese zu-
rickgefordert wurden. Diese Bescheinigung ist zum Verbleib beim Versicherten bestimmt und
wird nicht vom Finanzamt fur die Einkommensteuererklarung bendétigt, da dieses am Jahres-
anfang bereits einen elektronischen Beitragsnachweis von der ZVK erhalten hat.

4. Meldung des Geburtsortes der Versicherten

Wir sind durch das Einkommensteuergesetz (§ 10 a Abs. 5 EStG) verpflichtet, die von lhnen
in der Jahresmeldung des Versicherten gemeldeten steuerpflichtigen Arbeithehmerbeitrage
(= individuell versteuerter Altersvorsorgebeitrag) an die Zentrale Zulagenstelle fiir Altersver-
madgen (ZfA) zu melden.

Fur diese Datenlbermittlung ist es zwingend erforderlich, der ZfA den Geburtsort der Versi-
cherten mitzuteilen. Aus der Allgemeinen Richtlinie der Zusatzversorgungseinrichtungen des
offentlichen und kirchlichen Dienstes flr ein einheitliches Verfahren der automatisierten Da-
tentibermittlung (DATUV-ZVE) ergibt sich die Pflicht des Arbeitsgebers, mit jeder Anmeldung
zur Zusatzversorgungskasse den Geburtsort der/des Versicherten zu Ubermitteln. Auch in un-
serem Meldeformular zur Anmeldung zur Pflichtversicherung haben wir den Geburtsort aufge-
nommen. Wir méchten Sie darauf hinweisen, ordnungsgemaf vollstandige Anmeldedaten zu
Ubermitteln, um aufwandige Nacharbeiten durch Nachfragen zu verhindern.
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André Wahnelt Dorette Fabian
Geschéftsfuhrer Sachgebietsleiterin
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Haben Sie Fragen oder Hinweise? Wir sind gern fur Sie da.
Tel.: 0391 62570-

Mitgliederservice

778 Gloria Weber mitgliederservice@kvsa-magdeburg.de
721 Anja Steinke mitgliederservice@kvsa-magdeburg.de
714 David Burgold mitgliederservice@kvsa-magdeburg.de

Schulung und Beratung
722 Nicole Paternoga teammeldungen@kvsa-magdeburg.de
775 Joérg Pfohl beratung@kvsa-magdeburg.de

Meldewesen und Abrechnungsverfahren

777 Hotline teammeldungen@kvsa-magdeburg.de
DATUV

720 Ingo Uhlitsch i.uhlitsch@kvsa-magdeburg.de

722 Nicole Paternoga n.paternoga@kvsa-magdeburg.de

Freiwillige Versicherung
555 Hotline beratung@kvsa-magdeburg.de

Arbeitnehmerbeitrag/Riesterforderung
440 Hotline teamriester@kvsa-magdeburg.de

Rentenangelegenheiten
444 Hotline teamrente@kvsa-magdeburg.de

Versicherungstransfer
445 Hotline versicherungstransfer@kvsa-magdeburg.de

Eheversorgungsausgleich

441 Hotline versorgungsausgleich@kvsa-magdeburg.de
Fax: 0391 62570-299
Internet: www.kvsa-magdeburg.de/zvk



	1.  Neuer Tarifvertrag für Studierende im dualen Hebammenstudium im öffentlichen Dienst (TVHöD)
	2. Überarbeitung der Informationsblätter
	3. Versand der Versicherungsnachweise
	4. Meldung des Geburtsortes der Versicherten

